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 Neue Regelung 
 

Bisherige Regelung 

§ 1a ./. 
(Anm.: Aufgrund der Beschlüsse des 
Rates Emden vom 27.06.2019 und des 
Kreistages Aurich vom 25.06.2019 zur 
Fortsetzung der Zusammenarbeit zum 
Bau einer Zentralklinik hat sich § 1a 
erledigt.) 
 

Moratorium 
 

§ 1a.1 ./. Moratorium. Die Parteien stellen fest 
und bekräftigen, dass das Ergebnis des 
Bürgerentscheids vom 11. Juni 2017 für 
die Dauer von zwei Jahren bindend und 
vollumfänglich verbindlich umzusetzen 
ist. Für die Dauer der Bindungswirkung 
des Bürgerentscheids werden die Par-
teien keine verbindlichen Entscheidun-
gen treffen, die dem Anliegen des Bür-
gerentscheids zuwiderlaufen. Insoweit 
wird die Umsetzung dieses Vertrages 
zunächst ausgesetzt. Im Übrigen führen 
die Parteien die Zusammenarbeit im 
Klinikbereich im Sinne dieses Vertrages 
zunächst weiter. Eine abschließende 
Beschlussfassung der Konsorten über 
die Fortsetzung dieses Vertrages wird 
im Juni 2019 erfolgen. 
 

 (Anm.: §§ 1a.2 bis 1a.3 sind hier nicht wiedergegeben; sie sind ebenfalls zu strei-
chen.) 
 

  

§ 7 Geschäftsführung / Zustimmungs-
pflichtige Geschäfte / Berichte an Auf-
sichtsrat und Gesellschafterversamm-
lung 
 

Geschäftsführung / Zustimmungs-
pflichtige Geschäfte / Berichte an Auf-
sichtsrat  

 (Anm.: Die bisherigen §§ 7.1 bis 7.7 sind hier nicht wiedergegeben; sie bleiben 
inhaltlich unverändert.) 
 

7.8 Berichte an den Aufsichtsrat. Die Kon-
sorten werden im Rahmen der GO Ge-
schäftsführung für die Trägergesell-
schaft ferner vorsehen, dass die Ge-
schäftsführer der Trägergesellschaft – 
soweit nicht abweichend vom Auf-

Berichte an den Aufsichtsrat. Die Kon-
sorten werden im Rahmen der GO Ge-
schäftsführung für die Trägergesell-
schaft ferner vorsehen, dass die Ge-
schäftsführer der Trägergesellschaft – 
soweit nicht abweichend vom Auf-
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sichtsrat verlangt – quartalsweise ana-
log § 90 AktG an den Aufsichtsrat der 
Trägergesellschaft berichten (ein-
schließlich eines Berichts zum Sach-
stand und Fortschritts der Sanierungs-
maßnahmen und des Bauvorhabens 
Zentralklinikum sowie zur Situation in 
den mit der Trägergesellschaft verbun-
denen Unternehmen). 
 

sichtsrat verlangt – quartalsweise ana-
log § 90 AktG an den Aufsichtsrat der 
Trägergesellschaft berichten (ein-
schließlich eines Berichts zum Sach-
stand und Fortschritts der Sanierungs-
maßnahmen und des Bauvorhabens 
Zentralklinikum sowie zur Situation in 
den mit der Trägergesellschaft verbun-
denen Unternehmen). 

7.9 Berichte an die Gesellschafterver-
sammlung. Die Konsorten werden im 
Rahmen der GO Geschäftsführung für 
die Trägergesellschaft weiterhin vorse-
hen, dass die Geschäftsführer der Trä-
gergesellschaft – soweit nicht abwei-
chend von der Gesellschafterversamm-
lung verlangt – analog § 90 Abs. 1 AktG 
an die Gesellschafterversammlung der 
Trägergesellschaft berichten (ein-
schließlich eines Berichts zum Sach-
stand und Fortschritt der Sanierungs-
maßnahmen und des Bauvorhabens 
Zentralklinikum sowie zur Situation in 
den mit der Trägergesellschaft verbun-
denen Unternehmen). 
 

./. 

  

§ 8  Aufsichtsrat 
 

8.1  Grundsatz. Mit Wirksamwerden der 
neuen Satzungen der Trägergesell-
schaft und der Bisherigen Betriebsge-
sellschaften gemäß § 6 dieses Vertra-
ges werden der Beirat der Trägergesell-
schaft durch einen Aufsichtsrat ersetzt 
und die in den Bisherigen Betriebsge-
sellschaften bestehenden Aufsichtsräte 
ersatzlos abgeschafft. Der zukünftige 
Aufsichtsrat der Trägergesellschaft wird 
auch für Belange der Bisherigen Be-
triebsgesellschaften (sowie der UEK-
Tochtergesellschaften und KE-
Tochtergesellschaften) zuständig sein. 
Die Parteien werden dafür Sorge tra-
gen, dass ein angemessener, den recht-
lichen und insbesondere kommunal-
rechtlichen Vorgaben genügender Ein-

Grundsatz. Mit Wirksamwerden der 
neuen Satzungen der Trägergesell-
schaft und der Bisherigen Betriebsge-
sellschaften gemäß § 5 dieses Vertra-
ges werden der Beirat der Trägergesell-
schaft durch einen Aufsichtsrat ersetzt 
und die in den Bisherigen Betriebsge-
sellschaften bestehenden Aufsichtsräte 
ersatzlos abgeschafft. Der zukünftige 
Aufsichtsrat der Trägergesellschaft wird 
auch für Belange der Bisherigen Trä-
gergesellschaften (sowie der UEK-
Tochtergesellschaften und KE-
Tochtergesellschaften) zuständig sein. 
Die Parteien werden dafür Sorge tra-
gen, dass ein angemessener, den recht-
lichen und insbesondere kommunal-
rechtlichen Vorgaben genügender Ein-
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fluss der Konsorten im Aufsichtsrat 
jederzeit gewährleistet ist. 
 

fluss der Konsorten im Aufsichtsrat 
jederzeit gewährleistet ist. 
 

8.2 Anzahl der Mitglieder, Benennungs-
rechte, Arbeitnehmervertreter. 1Der 
Aufsichtsrat der Trägergesellschaft be-
steht - vorbehaltlich abweichender ge-
setzlicher Bestimmungen – aus zwölf 
(12) Mitgliedern. 2Der jeweilige Landrat 
des Landkreises Aurich und der jeweili-
ge Oberbürgermeister der Stadt Emden 
sind geborene Mitglieder des Aufsichts-
rats. 3Jeweils drei (3) weitere Mitglie-
der des Aufsichtsrats sowie deren et-
waige Nachfolger werden vom Land-
kreis Aurich bzw. von der Stadt Emden 
für die Dauer der jeweiligen Kommu-
nalwahlperiode benannt. 4Bei diesen 
vom Landkreis Aurich bzw. von der 
Stadt Emden benannten Mitgliedern 
muss es sich um ausgewiesene Fachex-
perten auf dem Gebiet des Kranken-
hauswesens handeln; die Konsorten 
werden in eigener Verantwortung im 
Rahmen eines gesonderten Kriterienka-
talogs die Anforderungen weiter kon-
kretisieren. 5Die weiteren vier (4) Mit-
glieder des Aufsichtsrats sowie deren 
etwaige Nachfolger werden analog §§ 2 
Abs. 1, 4 ff. DrittelbG von den Arbeit-
nehmern der Trägergesellschaft sowie - 
nach Erwerb der Geschäftsanteile der 
Bisherigen Betriebsgesellschaften ge-
mäß § 4.2.2 dieses Vertrags - den Ar-
beitnehmern der Bisherigen Betriebs-
gesellschaften gewählt. 6Der Aufsichts-
rat kann außerdem beschließen, exter-
ne Experten mit beratender Stimme zu 
den Sitzungen des Aufsichtsrats hinzu-
zuziehen. 
 

Anzahl der Mitglieder, Benennungs-
rechte, Arbeitnehmervertreter. 1Der 
Aufsichtsrat der Trägergesellschaft be-
steht - vorbehaltlich abweichender ge-
setzlicher Bestimmungen – aus zwölf 
(12) Mitgliedern. 2Der jeweilige Landrat 
des Landkreises Aurich und der jeweili-
ge Oberbürgermeister der Stadt Emden 
sind geborene Mitglieder des Aufsichts-
rats. 3Jeweils drei (3) weitere Mitglie-
der des Aufsichtsrats sowie deren et-
waige Nachfolger werden vom Land-
kreis Aurich bzw. von der Stadt Emden 
benannt. 4Die weiteren vier (4) Mitglie-
der des Aufsichtsrats sowie deren et-
waige Nachfolger werden analog §§ 2 
Abs. 1, 4 ff. DrittelbG von den Arbeit-
nehmern der Trägergesellschaft sowie - 
nach Erwerb der Geschäftsanteile der 
Bisherigen Betriebsgesellschaften ge-
mäß § 4.2.2 dieses Vertrags - den Ar-
beitnehmern der Bisherigen Betriebs-
gesellschaften gewählt. 5Der Aufsichts-
rat kann außerdem beschließen, exter-
ne Experten mit beratender Stimme zu 
den Sitzungen des Aufsichtsrats hinzu-
zuziehen. 
 

8.3 Wahl der Aufsichtsratsmitglieder, 
Stimmbindung, Beschlussmehrheit. 
1Die Mitglieder des Aufsichtsrats nach 
§ 8.2 Satz 3 werden nach Benennung 
durch den Landkreis Aurich bzw. durch 
die Stadt Emden von der Gesellschaf-
terversammlung für die Dauer der je-

Stimmbindung, Beschlussmehrheit. 
1Die Konsorten sind verpflichtet, die 
jeweiligen vom Landkreis Aurich bzw. 
von der Stadt Emden benannten Kan-
didaten zu Mitgliedern des Aufsichts-
rats zu wählen bzw. von diesen be-
nannte Kandidaten auf entsprechenden 
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weiligen Kommunalwahlperiode ge-
wählt. 2Sie können von der Gesellschaf-
terversammlung vor Ablauf der Amts-
zeit abberufen werden. 3Die Konsorten 
sind verpflichtet, die jeweiligen vom 
Landkreis Aurich bzw. von der Stadt 
Emden benannten Kandidaten zu Mit-
gliedern des Aufsichtsrats zu wählen 
bzw. von diesen benannte Kandidaten 
auf entsprechenden Wunsch abzuberu-
fen. 4Gesellschafterbeschlüsse über die 
Wahl und Abberufung von Aufsichts-
ratsmitgliedern der Konsorten bedür-
fen der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. 5Die Mitglieder des 
Aufsichtsrates nach § 8.2 Satz 3 bleiben 
nach Ablauf einer Kommunalwahlperi-
ode so lange im Amt, bis die neuen 
Mitglieder nach § 8.2 Satz 3 von den 
Konsorten benannt und nach § 8.3 
Satz 1 von der Gesellschafterversamm-
lung gewählt worden sind. 
 

Wunsch abzuberufen. 
2Gesellschafterbeschlüsse über die 
Wahl und Abberufung von Aufsichts-
ratsmitgliedern der Konsorten bedür-
fen der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. 

8.4 Zuständigkeiten. Der Aufsichtsrat beaufsichtigt die Geschäftsführung der Träger-
gesellschaft, berät diese in operativen Fragen und ist zuständig für die Entschei-
dung über die Durchführung zustimmungsbedürftiger Rechtshandlungen der Ge-
schäftsführer (vgl. § 7.7 dieses Vertrages). Die Vorschrift des § 52 GmbHG sowie 
die darin in Bezug genommenen Vorschriften des Aktiengesetzes finden auf den 
Aufsichtsrat keine Anwendung. 
 

8.5 Vorsitz im Aufsichtsrat, GO Aufsichtsrat. Den Vorsitz im Aufsichtsrat führt ab-
wechselnd der Landrat des Landkreises Aurich und der Oberbürgermeister der 
Stadt Emden. Die Amtsperiode beträgt jeweils ein (1) Jahr. Den ersten Vorsitz im 
Aufsichtsrat führt der Oberbürgermeister der Stadt Emden. Weitere Einzelheiten 
zum Aufsichtsrat werden in einer Geschäftsordnung geregelt, die in Anlage 8.5 zu 
diesem Vertrag beigefügt ist („GO Aufsichtsrat“). Die Konsorten verpflichten sich, 
die GO Aufsichtsrat unverzüglich nach Wirksamwerden der neuen Satzung der 
Trägergesellschaft zu beschließen. 
 

8.6 Ausschüsse des Aufsichtsrats. Die Konsorten werden im Rahmen der GO Auf-
sichtsrat vorsehen, dass Aufsichtsratsausschüsse gebildet werden können und – 
soweit rechtlich zulässig – Zuständigkeiten und Entscheidungen des Aufsichtsrat-
splenums auf solche Ausschüsse delegiert werden können. 
 

   

§ 9 Gesellschafterversammlung 
 

9.1 Vertreter in der Gesellschafterver- ./. 
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sammlung, Benennungsrechte. 1Die 
Konsorten werden in der Gesellschaf-
terversammlung der Trägergesellschaft 
– vorbehaltlich abweichender gesetzli-
cher Bestimmungen – nach Maßgabe 
der Bestimmungen dieses § 9.1 vertre-
ten. 2Die Gesellschafterversammlung 
der Trägergesellschaft besteht aus 
zweiundzwanzig (22) stimmberechtig-
ten Mitgliedern. 3Der jeweilige Landrat 
des Landkreises Aurich und der jeweili-
ge Oberbürgermeister der Stadt Emden 
sind geborene stimmberechtigte Mit-
glieder der Gesellschafterversammlung. 
4Jeweils zehn (10) weitere stimmbe-
rechtigte Mitglieder der Gesellschafter-
versammlung sowie deren etwaige 
Nachfolger werden vom Landkreis Au-
rich bzw. von der Stadt Emden für die 
Dauer der jeweiligen Kommunalwahl-
periode benannt. 5Fraktionen und 
Gruppen des Rates der Stadt Emden 
und des Kreistages des Landkreises 
Aurich, auf die bei der Sitzverteilung 
kein Sitz entfallen ist, sind berechtigt, in 
die Gesellschafterversammlung ein 
zusätzliches Mitglied mit beratender 
Stimme zu entsenden. 6Dies gilt nicht, 
wenn ein Mitglied dieser Fraktion oder 
Gruppe bereits stimmberechtigtes Mit-
glied der Gesellschafterversammlung 
ist. 7Abgeordnete des Rates der Stadt 
Emden und des Kreistages des Land-
kreises Aurich, die keiner Fraktion oder 
Gruppe angehören, haben ein Zuhörer-
recht bei den Sitzungen der Gesell-
schafterversammlung. 8Die Vertreter 
der Konsorten nach den Sätzen 3 bis 5 
bleiben nach Ablauf einer Kommunal-
wahlperiode so lange Vertreter in der 
Gesellschafterversammlung, bis die 
Konsorten neue Vertreter benannt ha-
ben. 
 

9.2 Einberufung der Gesellschafterver-
sammlung, Einberufungsverlangen. 
1Die Gesellschafterversammlung ist 
einzuberufen, wenn eine Beschlussfas-

(Außer-) Ordentliche Gesellschafter-
versammlung, Einberufungsverlangen. 
Die ordentliche Gesellschafterver-
sammlung ist in den ersten acht (8) 
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sung erforderlich wird oder wenn die 
Einberufung der Gesellschafter aus ei-
nem sonstigen Grund im Interesse der 
Gesellschaft liegt. 2 Grundsätzlich tagt 
die Gesellschafterversammlung quar-
talsweise. ³Unabhängig von Satz 1 ist 
die Gesellschafterversammlung jährlich 
bis zum 30.06. eines jeden Jahres zur 
Beschlussfassung über den Jahresab-
schluss des abgelaufenen Jahres und 
über die Ergebnisverwendung einzube-
rufen. 4Auf Verlangen eines Konsorten 
oder auf Verlangen der Geschäftsfüh-
rung ist jederzeit eine Gesellschafter-
versammlung einzuberufen. 
 

Monaten nach Ende eines Geschäfts-
jahres der Trägergesellschaft einzube-
rufen. Außerordentliche Gesellschaf-
terversammlungen sind jederzeit auf 
Verlangen eines Konsorten oder auf 
Verlangen eines Geschäftsführers ein-
zuberufen. 

9.3 (Anm.: Die bisherigen §§ 9.2 bis 9.3 sind hier nicht wiedergegeben; sie bleiben 
inhaltlich unverändert und verschieben sich jeweils um einen Absatz nach hinten.) 
 

   

§ 11 Wirtschaftspläne, Jahresabschlüsse, 
Abschlussprüfung 
 

Jahresabschlüsse, Abschlussprüfung 

11.1 Wirtschaftsplan der Trägergesell-
schaft. 1Für die Trägergesellschaft ist in 
sinngemäßer Anwendung der für Ei-
genbetriebe geltenden Vorschriften für 
jedes Wirtschaftsjahr ein Wirtschafts-
plan durch die Geschäftsführung aufzu-
stellen. 2Im Wirtschaftsplan sind nach-
richtlich die Wirtschaftspläne der Bis-
herigen Betriebsgesellschaften sowie 
der UEK-Tochtergesellschaften und KE-
Tochtergesellschaften darzustellen. 
3Die Geschäftsführung hat der Gesell-
schafterversammlung rechtzeitig vor 
Beginn eines neuen Geschäftsjahres 
den Wirtschaftsplan (Erfolgs- und Ver-
mögensplan sowie Stellenübersicht) zur 
Beschlussfassung vorzulegen. 4Die Vor-
lage nach Satz 3 erfolgt unter Beifügung 
einer Beschlussempfehlung des Auf-
sichtsrats. 

 

./. 

11.2 Wirtschaftspläne der Bisherigen Be-
triebsgesellschaften, der UEK-
Tochtergesellschaften und KE-
Tochtergesellschaften. 1Für die Bishe-
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rigen Betriebsgesellschaften sowie die 
UEK-Tochtergesellschaften und KE-
Tochtergesellschaften ist jeweils in 
sinngemäßer Anwendung der für Ei-
genbetriebe geltenden Vorschriften für 
jedes Wirtschaftsjahr ein Wirtschafts-
plan durch die Geschäftsführung aufzu-
stellen. 2Die Geschäftsführung hat der 
Gesellschafterversammlung jeweils 
rechtzeitig vor Beginn eines neuen Ge-
schäftsjahres den Wirtschaftsplan (Er-
folgs- und Vermögensplan sowie Stel-
lenübersicht) zur Beschlussfassung vor-
zulegen. 3Vor der Beschlussfassung in 
der Gesellschafterversammlung über 
den Wirtschaftsplan ist ein Beschluss 
der Gesellschafterversammlung der 
Trägergesellschaft durch die Geschäfts-
führung einzuholen. 4Die Beschlussfas-
sung in der Gesellschafterversammlung 
der Trägergesellschaft nach Satz 3 er-
folgt aufgrund einer Beschlussempfeh-
lung des Aufsichtsrats der Trägergesell-
schaft. 
 

 (Anm.: Die bisherigen §§ 11.1 bis 11.2 sind hier nicht wiedergegeben; sie bleiben 
inhaltlich unverändert und verschieben sich jeweils um zwei Absätze nach hinten.) 
 

   

§ 15 Finanzierung des Bauvorhabens Zentralklinikum 
 

15.1 Finanzbedarf in Phase I. 1Die Konsorten 
verpflichten sich unter Einhaltung aller 
einschlägigen rechtlichen und insbe-
sondere kommunalrechtlichen Vorga-
ben einander gegenüber, der Trägerge-
sellschaft in der Phase 1 die für die 
Durchführung von Planungsleistungen 
bis zur Haushaltsunterlage Bau („HU-
Bau") und den Erwerb der Grundstücke 
für das Bauvorhaben Zentralklinikum 
gemäß § 5.1 dieses Vertrages erforder-
lichen Mittel im Verhältnis ihrer gesell-
schaftsrechtlichen Beteiligung an der 
Trägergesellschaft zur Verfügung zu 
stellen. 2Die Verpflichtung der Konsor-
ten nach Satz 1 wird bis zu einer Höhe 
von insgesamt EUR 12.500.000,00 (in 

Finanzbedarf in Phase I. 1Die Konsorten 
verpflichten sich unter Einhaltung aller 
einschlägigen rechtlichen und insbe-
sondere kommunalrechtlichen Vorga-
ben einander gegenüber, der Trägerge-
sellschaft in der Phase 1 die für die 
Durchführung von Planungsleistungen 
bis zur Haushaltsunterlage Bau („HU-
Bau") und den Erwerb der Grundstücke 
für das Bauvorhaben Zentralklinikum 
gemäß § 5.1 dieses Vertrages erforder-
lichen Mittel im Verhältnis ihrer gesell-
schaftsrechtlichen Beteiligung an der 
Trägergesellschaft zur Verfügung zu 
stellen. 2Die Verpflichtung der Konsor-
ten nach Satz 1 ist der Höhe nach be-
grenzt auf einen Gesamtbetrag in Höhe 
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Worten: Euro zwölf Millionen fünfhun-
derttausend) über Zahlungen der Kon-
sorten an die Trägergesellschaft bzw. 
entsprechende Einlagen in die Träger-
gesellschaft erfüllt (Eigenkapital der 
Trägergesellschaft). 3Weitere erforder-
liche Mittel im Sinne des Satzes 1 wer-
den durch die Konsorten – vorbehalt-
lich der jeweils erforderlichen Geneh-
migung durch die zuständige Kommu-
nalaufsichtsbehörde – jeweils als Liqui-
ditätskredite im Rahmen einer Kon-
zernkreditfinanzierung zur Verfügung 
gestellt. 4Sollten die vorgenannten Mit-
tel in Phase 1 nicht ausreichen bzw. 
sollte in Phase II ein zusätzlicher Fi-
nanzbedarf der Trägergesellschaft ent-
stehen, werden die Konsorten unver-
züglich Gespräche über mögliche Lö-
sungen für diesen zusätzlichen Finanz-
bedarf aufnehmen. 5Höchst vorsorglich 
wird klargestellt, dass die Trägergesell-
schaft keinerlei eigene Rechte aus die-
sem § 15.1 herleiten kann und insbe-
sondere kein eigener Zahlungsanspruch 
der Trägergesellschaft gegen die Kon-
sorten begründet wird. 
 

von zusammen EUR 12.500.000,00 (in 
Worten: Euro zwölf Millionen fünfhun-
derttausend). 3Sollten die vorgenann-
ten Mittel in Phase 1 nicht ausreichen 
bzw. sollte in Phase II ein zusätzlicher 
Finanzbedarf der Trägergesellschaft 
entstehen, werden die Konsorten un-
verzüglich Gespräche über mögliche 
Lösungen für diesen zusätzlichen Fi-
nanzbedarf aufnehmen. 4Höchst vor-
sorglich wird klargestellt, dass die Trä-
gergesellschaft keinerlei eigene Rechte 
aus diesem § 15.1 herleiten kann und 
insbesondere kein eigener Zahlungsan-
spruch der Trägergesellschaft gegen die 
Konsorten begründet wird. 

15.2 Ende der Finanzierungsverpflichtung. 
Jeder Konsorte kann die Finanzierungs-
verpflichtung nach § 15.1 mit sofortiger 
Wirkung durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem jeweils anderen Kon-
sorten kündigen, wenn über das Ver-
mögen der Trägergesellschaft ein Insol-
venzantrag gestellt und nicht innerhalb 
von drei (3) Wochen zurückgewiesen 
oder aus anderen Gründen als mangels 
Masse abgewiesen wird. 
 

Ende der Finanzierungsverpflichtung. 
Jeder Konsorte kann (…) Finanzierungs-
verpflichtung nach § 15.1 mit sofortiger 
Wirkung durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem jeweils anderen Kon-
sorten kündigen, wenn über das Ver-
mögen der Trägergesellschaft ein Insol-
venzantrag gestellt und nicht innerhalb 
von drei (3) Wochen zurückgewiesen 
oder aus anderen Gründen als mangels 
Masse abgewiesen wird. 

 (Anm.: §§ 15.3 bis 15.4 sind hier nicht wiedergegeben; sie bleiben unverändert.) 
 

   

§ 15a  
 

Finanzierung nicht-investiver Maß-
nahmen der Trägergesellschaft 
 

./. 

15a.1 Nicht-investiver Finanzbedarf. 1Die 
Konsorten verpflichten sich unter Ein-

./. 
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haltung aller einschlägigen rechtlichen 
und insbesondere kommunalrechtli-
chen Vorgaben einander gegenüber, 
der Trägergesellschaft - in Abgrenzung 
zu § 15 dieses Vertrags - die erforderli-
chen Mittel für nicht-investive Maß-
nahmen im Verhältnis ihrer gesell-
schaftsrechtlichen Beteiligung an der 
Trägergesellschaft zur Verfügung zu 
stellen. 2Voraussetzung für eine Zurver-
fügungstellung dieser Mittel ist, dass 
die jeweilige Maßnahme den Zielen des 
Projekts Zentralklinikum und dieses 
Vertrages (§ 1) dient und für eine Ziel-
erreichung erforderlich ist. 
3Maßnahmen nach Satz 1, die unter-
halb eines Schwellenwerts von EUR 
100.000 (in Worten: Euro einhundert-
tausend) im Einzelfall liegen, können 
von der Trägergesellschaft ohne weite-
re Beteiligung der Konsorten durchge-
führt werden. 4Alle übrigen Maßnah-
men nach Satz 1 bedürfen der Zustim-
mung der Konsorten. 5Höchst vorsorg-
lich wird klargestellt, dass die Trägerge-
sellschaft keinerlei eigene Rechte aus 
diesem § 15a.1 herleiten kann und ins-
besondere kein eigener Zahlungsan-
spruch der Trägergesellschaft gegen die 
Konsorten begründet wird. 
 

15a.2 Ende der Finanzierungsverpflichtung. 
Jeder Konsorte kann die Finanzierungs-
verpflichtung nach § 15a.1 mit soforti-
ger Wirkung durch schriftliche Erklä-
rung gegenüber dem jeweils anderen 
Konsorten kündigen, wenn über das 
Vermögen der Trägergesellschaft ein 
Insolvenzantrag gestellt und nicht in-
nerhalb von drei (3) Wochen zurück-
gewiesen oder aus anderen Gründen 
als mangels Masse abgewiesen wird. 
 

./.  
(Anm.: Vgl. § 15.2.) 

   

§ 25 Behandlung von Gewinnen und Verlusten 
 

25.1 Grundsatz. Die Konsorten und die Bisherigen Betriebsgesellschaften sind ver-
pflichtet, ihre jeweiligen Krankenhausbetriebe an den Altstandorten nach Maß-
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gabe der näheren Regelungen dieses Vertrages (insbesondere der Regelungen in 
§§ 17 f. dieses Vertrages) und gesetzlicher Verpflichtungen im Zeitraum bis zur 
Inbetriebnahme des Zentralklinikums (Phase I und Phase II) weiter zu betreiben 
und betriebsbereit zu halten. Sofern und soweit in diesem Vertrag nicht ausdrück-
lich abweichend geregelt sind die Konsorten weder im Verhältnis untereinander 
noch im Verhältnis zur Trägergesellschaft verpflichtet, Verluste (Jahresfehlbe-
trag/Bilanzverlust) der Trägergesellschaft und/oder Verluste (Jahresfehlbe-
trag/Bilanzverlust) der Bisherigen Betriebsgesellschaften des jeweils anderen 
Konsorten zu tragen bzw. auszugleichen. Ferner bestehen – sofern und soweit in 
diesem Vertrag nicht ausdrücklich abweichend geregelt – keinerlei Finanzierungs- 
oder Nachschussverpflichtungen der Konsorten gegenüber der Trägergesellschaft 
und/oder ihrer Bisherigen Betriebsgesellschaft bzw. der Bisherigen Betriebsge-
sellschaft des jeweils anderen Konsorten. 
 

25.2 Gewinne und Verluste der Bisherigen Betriebsgesellschaften. Ein Ausgleich et-
waiger Verluste (Jahresfehlbetrag/Bilanzverlust) ihrer Bisherigen Betriebsgesell-
schaften erfolgt durch den jeweiligen Konsorten nach Feststellung des entspre-
chenden Jahresabschlusses unter Beachtung des jeweiligen Betrauungsakts durch 
Zahlung an ihre Bisherige Betriebsgesellschaft. Etwaige Gewinne einer Bisherigen 
Betriebsgesellschaft werden auf neue Rechnung vorgetragen und mindern eine 
etwaige Verlustausgleichsverpflichtung des jeweiligen Konsorten in den Folgejah-
ren. 
 

25.3 Ausnahme zum Grundsatz nach § 25.1. 
1Der Grundsatz des § 25.1 gilt, solange 
getroffene Konsolidierungs- oder Op-
timierungsmaßnahmen im Hinblick auf 
die perspektivische Zusammenführung 
der Bisherigen Betriebsgesellschaften 
entsprechend der Grundsätze des 
§ 17.2 dieses Vertrags nicht zu negati-
ven wirtschaftlichen Effekten für die 
Bisherigen Betriebsgesellschaften bzw. 
ihre jeweiligen Krankenhausbetriebe an 
den Altstandorten prognostisch führen 
oder geführt haben. 2Werden abwei-
chend von den Grundsätzen des § 17.2 
dieses Vertrages Maßnahmen getrof-
fen, die im Einzelfall zu negativen wirt-
schaftlichen Effekten für die Bisherigen 
Betriebsgesellschaften bzw. ihre jewei-
ligen Krankenhausbetriebe an den Alt-
standorten prognostisch führen oder 
geführt haben (z. B. Verlagerung von 
Leistungen und Fachabteilungen eines 
Standorts), sind die Konsorten im Ver-
hältnis untereinander verpflichtet, Ver-
luste (Jahresfehlbetrag/Bilanzverlust) 

./. 
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der Bisherigen Betriebsgesellschaften 
des jeweils anderen Konsorten zu tra-
gen bzw. auszugleichen. 3Die gemein-
same Verlustausgleichsverpflichtung im 
Sinne des Satzes 2 ist umfassend und 
bezieht sich – unter Beachtung und 
nach Maßgabe des EU-Beihilferechts – 
auf sämtliche Verluste aller Bisherigen 
Betriebsgesellschaften. 4Die gemein-
same Verlustausgleichsverpflichtung im 
Sinne des Satzes 2 besteht ab dem 
Wirtschaftsjahr, in dem die zeitlich ers-
te Maßnahme im Sinne des Satzes 2 
getroffen wird, jedoch frühestens ab 
dem Wirtschaftsjahr 2020 5Das Ver-
hältnis der Verlustausgleichsverpflich-
tung zwischen den Konsorten beträgt 
70 (Landkreis Aurich) zu 30 (Stadt Em-
den). 6Der Ausgleich etwaiger Verluste 
(Jahresfehlbetrag/Bilanzverlust) der 
Bisherigen Betriebsgesellschaften er-
folgt durch die Konsorten nach Feststel-
lung der Jahresabschlüsse aller Bisheri-
gen Betriebsgesellschaften. 7Zahlungen 
eines Konsorten erfolgen ausschließlich 
an den jeweils anderen Konsorten; die-
ser bündelt ggf. die Zahlungen an die 
Bisherige Betriebsgesellschaft unter 
Beachtung des jeweiligen Betrauungs-
akts. 8Etwaige Gewinne einer Bisheri-
gen Betriebsgesellschaft werden auf 
neue Rechnung vorgetragen und min-
dern eine etwaige Verlustausgleichs-
verpflichtung der Konsorten in den 
Folgejahren. 
 

 (Anm.: Der bisherige § 25.3 ist hier nicht wiedergegeben; er bleibt inhaltlich un-
verändert und verschiebt sich um einen Absatz nach hinten.) 

   

§ 34 Laufzeit, Kündigung 
 

 (Anm.: § 34.1 ist hier nicht wiedergegeben; er bleibt unverändert.) 
 

34.2 Sonderkündigungsrecht bei Wegfall 
der Planungsgrundlagen. 1Sofern sich 
im Rahmen von Phase I oder Phase II 
herausstellen sollte, dass die Planungs-
grundlagen für das Projekt Zentralklini-

Sonderkündigungsrecht bei Wegfall 
der Planungsgrundlagen. 1Sofern sich 
im Rahmen von Phase I oder Phase II 
herausstellen sollte, dass die Planungs-
grundlagen für das Projekt Zentralklini-
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kum weggefallen sind, weil die Konsor-
ten einvernehmlich feststellen, dass: 

34.2.1 das Projekt Zentralklinikum aus 
rechtlichen Gründen nicht umsetzbar 
ist; 

34.2.2 kein geeignetes Grundstück für 
das Bauvorhaben Zentralklinikum ge-
funden werden kann (vgl. § 5.1 dieses 
Vertrages); 

34.2.3 das Niedersächsische Sozialmi-
nisterium die beantragten Fördermittel 
für das Bauvorhaben Zentralklinikum 
nicht bzw. nicht in ausreichender Höhe 
bewilligt; und/oder 

34.2.4 die erforderlichen Fremdmittel 
für das Bauvorhaben Zentralklinikum 
nicht, nicht in ausreichender Höhe oder 
nicht zu wirtschaftlich vertretbaren 
Konditionen von den Konsorten und 
der Trägergesellschaft erlangt werden 
können, 

werden die Konsorten Gespräche dar-
über führen, ob und in welcher Weise 
eine Weiterführung des Projekts Zent-
ralklinikum realisierbar ist. 2Sofern die 
Konsorten nicht innerhalb einer Frist 
von sechs (6) Monaten (die von den 
Konsorten beliebig oft schriftlich ver-
längert werden kann) eine Einigung 
über eine gemeinsame Weiterführung 
des Projekts Zentralklinikum erzielen, 
ist jeder Konsorte berechtigt, diesen 
Vertrag mit einer Frist von drei (3) Mo-
naten mit Wirkung zum Ende eines Ge-
schäftsjahres der Trägergesellschaft zu 
kündigen. 3§ 34.1 Satz 3 dieses Vertra-
ges (Form der Kündigung) gilt in diesem 
Fall entsprechend. 4Im Falle einer Kün-
digung nach diesem § 34.2 sind die 
Konsorten verpflichtet, unverzüglich 
einen Beschluss über die Liquidation 
der Trägergesellschaft zu fassen. 5Im 
Rahmen der Liquidation sind - soweit 
rechtlich zulässig und wirtschaftlich 
möglich - den Konsorten die Geschäfts-
anteile an ihrer jeweiligen Bisherigen 
Betriebsgesellschaft zurück zu gewäh-
ren. 6Ausgleichszahlungen für etwaige 
Wertdifferenzen hinsichtlich der Ge-
schäftsanteile der Bisherigen Betriebs-

kum weggefallen sind, weil die Konsor-
ten einvernehmlich feststellen, dass: 

34.2.1 das Projekt Zentralklinikum aus 
rechtlichen Gründen nicht umsetzbar 
ist; 

34.2.2 kein geeignetes Grundstück für 
das Bauvorhaben Zentralklinikum ge-
funden werden kann (vgl. § 5.1 dieses 
Vertrages); 

34.2.3 das Niedersächsische Sozialmi-
nisterium die beantragten Fördermittel 
für das Bauvorhaben Zentralklinikum 
nicht bzw. nicht in ausreichender Höhe 
bewilligt; und/oder 

34.2.4 die erforderlichen Fremdmittel 
für das Bauvorhaben Zentralklinikum 
nicht, nicht in ausreichender Höhe oder 
nicht zu wirtschaftlich vertretbaren 
Konditionen von den Konsorten und 
der Trägergesellschaft erlangt werden 
können, 

werden die Konsorten Gespräche dar-
über führen, ob und in welcher Weise 
eine Weiterführung des Projekts Zent-
ralklinikum realisierbar ist. 2Sofern die 
Konsorten nicht innerhalb einer Frist 
von sechs (6) Monaten (die von den 
Konsorten beliebig oft schriftlich ver-
längert werden kann) eine Einigung 
über eine gemeinsame Weiterführung 
des Projekts Zentralklinikum erzielen, 
ist jeder Konsorte berechtigt, diesen 
Vertrag mit einer Frist von drei (3) Mo-
naten mit Wirkung zum Ende eines Ge-
schäftsjahres der Trägergesellschaft zu 
kündigen. 3§ 34.1 Satz 3 dieses Vertra-
ges (Form der Kündigung) gilt in diesem 
Fall entsprechend. 4Im Falle einer Kün-
digung nach diesem § 34.2 sind die 
Konsorten verpflichtet, unverzüglich 
einen Beschluss über die Liquidation 
der Trägergesellschaft zu fassen. 5Im 
Rahmen der Liquidation sind - soweit 
rechtlich zulässig und wirtschaftlich 
möglich - den Konsorten die Geschäfts-
anteile an ihrer jeweiligen Bisherigen 
Betriebsgesellschaft zurück zu gewäh-
ren. 6Ausgleichszahlungen für etwaige 
Wertdifferenzen hinsichtlich der Ge-
schäftsanteile der Bisherigen Betriebs-
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gesellschaften bzw. ihrer jeweiligen 
Geschäftsbetriebe bei Liquidation und 
Rückgewähr werden grundsätzlich we-
der im Verhältnis der Konsorten unter-
einander noch im Verhältnis der Trä-
gergesellschaft zu den Konsorten ge-
schuldet. 7Besteht jedoch zum Zeit-
punkt der Kündigung nach diesem 
§ 34.2 eine gemeinsame Verlustaus-
gleichsverpflichtung der Konsorten im 
Sinne des § 25.3, sind die Konsorten – 
in Abweichung von Satz 6 – einander 
gegenüber zu angemessenen Aus-
gleichzahlungen für etwaige Wertdiffe-
renzen hinsichtlich der Geschäftsanteile 
der Bisherigen Betriebsgesellschaften 
bzw. ihrer jeweiligen Geschäftsbetriebe 
verpflichtet. 8In diesem Fall haben sich 
die Konsorten im Rahmen der Liquida-
tion über einen angemessenen Aus-
gleich im Sinne des Satzes 7 zu verstän-
digen. 9Dabei ist maßgeblich zu berück-
sichtigen das Verhältnis der Verlustaus-
gleichsverpflichtung zwischen den Kon-
sorten gem. § 25.3 Satz 5 sowie die für 
die Zukunft prognostizierten Verluste 
(Jahresfehlbetrag/Bilanzverlust) der 
Bisherigen Betriebsgesellschaften.  

 

gesellschaften bzw. ihrer jeweiligen 
Geschäftsbetriebe bei Liquidation und 
Rückgewähr werden weder im Verhält-
nis der Konsorten untereinander noch 
im Verhältnis der Trägergesellschaft zu 
den Konsorten geschuldet. 

 (Anm.: § 34.3 ist hier nicht wiedergegeben; er bleibt unverändert.) 
 

34.4 ./. 
(Anm.: Nach Ende der Bindungsfrist des 
erfolgreichen Bürgerentscheids in der 
Stadt Emden aus dem Jahr 2017 und 
nach den Beschlüssen des Rates Emden 
vom 27.06.2019 und des Kreistages 
Aurich vom 25.06.2019 zur Fortsetzung 
der Zusammenarbeit zum Bau einer 
Zentralklinik hat sich § 34.4 erledigt.) 

Erfolgreicher Bürgerentscheid. Eine 
abschließende Beschlussfassung über 
eine gemeinsame Weiterführung des 
Projekts Zentralklinikum ist erst nach 
Erarbeitung der in § 1a.2 genannten 
unabdingbaren Voraussetzungen mög-
lich und wird im Juni 2019 erfolgen. 
Sofern die Konsorten im Juni 2019 nicht 
eine Einigung über eine gemeinsame 
Weiterführung des Projekts Zentralkli-
nikum erzielen, endet dieser Vertrag 
mit Ablauf des entsprechenden Ge-
schäftsjahres der Trägergesellschaft am 
31. Dezember 2019 automatisch. Die 
Konsorten sind verpflichtet, unverzüg-
lich einen Beschluss über die Liquidati-
on der Trägergesellschaft zu fassen. im 
Rahmen der Liquidation sind – soweit 
rechtlich zulässig und wirtschaftlich 
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möglich – den Konsorten die Ge-
schäftsanteile an ihrer jeweiligen Bishe-
rigen Betriebsgesellschaft zurück zu 
gewähren. § 34.2 S. 6 dieses Vertrages 
(keine Ausgleichszahlungen) gilt ent-
sprechend. 
 

34.5 Erneute Entscheidung über Projekt-
fortführung. 1Die Konsorten verpflich-
ten sich, nach Vorliegen einer be-
standskräftigen Entscheidung des Nie-
dersächsischen Sozialministeriums über 
den Antrag auf Investitionsförderung 
für das Bauvorhaben Zentralklinikum 
dem Grunde und der Höhe nach und 
vor Eintritt in Phase II eine neue Ent-
scheidung über die Fortführung oder 
Beendigung des Projekts Zentralklini-
kum zu fassen (…).2Die Entscheidung 
nach Satz 1 ist auf Basis einer Wirt-
schaftlichkeitsberechnung zu treffen; 
dabei müssen die Kosten, Fördermittel 
und der jeweilige Eigenanteil der Kon-
sorten in einem Verhältnis stehen, das 
für die Konsorten wirtschaftlich tragbar 
ist. 
 

Überschreitung der Investitionssum-
me. Die Konsorten verpflichten sich, 
eine neue Entscheidung über die Fort-
führung oder Beendigung des Projekts 
Zentralklinikum zu fassen, wenn die 
bisher angesetzte Investitionssumme 
von EUR 250.000.000,00 nach den Ar-
chitektenberechnungen um mehr als 
5% – EUR 12.500.000,00 – überschrit-
ten wird. 

  

§ 35 Schlussbestimmungen 
 

 (Anm.: §§ 35.1 bis 35.5 sind hier nicht wiedergegeben; sie bleiben unverändert.) 
 

35.6 Gerichtsstand. Ausschließlicher Ge-
richtsstand für sämtlicher Streitigkeiten 
aus oder in Zusammenhang mit diesem 
Vertrag und seiner Gültigkeit ist – so-
weit rechtlich zulässig – Aurich. 

Gerichtsstand. Ausschließlicher Ge-
richtsstand für sämtlicher Streitigkeiten 
aus oder in Zusammenhang mit diesem 
Vertrag und seiner Gültigkeit ist – so-
weit rechtlich zulässig – Düsseldorf. 
 

 (Anm.: § 35.7 ist hier nicht wiedergegeben; er bleibt unverändert.) 
 

 
 
 
Weitere rein redaktionelle Änderungen: 
 

- § 7.3 Satz 2: "(...); er trägt darüber hinaus die Gesamtverantwortung für die strategi-
sche Ausrichtung der Trägergesellschaft und (...)." 

- § 17.3: "Optimierungskonzept" statt "Sanierungskonzept" 
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- § 18.3 Satz 3: "(...), ihre Zustimmung zu einer Weitergehenden Investition zu erteilen, 
(...)." 

- § 26.2: Hier fehlt ein "." am Satzende. 
- § 30 S. 2: "NKomVG" statt "NKommVerfG" 

 


